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Der Gerne inderat der Gejneinde Ebersdorf b. Coburg hö.t in
seiner Sitzung ain 18. Februar 1981 beschlossen, die "ver-
bindlichen Fostsetzuncjcn des Bübauungsplanes "Ebersdorf ~
Süoost ~ Teilgebiet Dorfv/iesen" auf Grund der jetzt geltendei
Recht-slaqe zu berichtigen und die richtigen Rechtsgrundlcigen
in die Festsetzungen aufzunehmen sowie geringfügige rcdak-
tionelle Änderungen vorzunehmen.

Die berichtigte Fassung der "Verbindlichen Festsetzungen des
Bebauungsplanes" wird hiermit nachfolgend orbsüblich bekannt-
geinacht :

" Ver bind l iche Fes tsetzungen des Bebciuup-gs]-'l_a. r^c^

gemäß §§ 9 und 10 des Bundesbaugesefczes (BBauG) i. d. F. der
Bek. vom 18. August 1976 (BGB-1. I S. 2257, her. S. 3617), zu"
letzt geändert durch das Gesetz zur Beschleunigung von Ver-
fähren und zur Erleichterung voiilnvestitionsvorhaben iin Städte-
baurecht vom 6. Juli 1979 (BGBl I S. 949) sowie gemäß der Bau-
nutsunysvero.-dnung (BauNVO} vom 15. Septesnber 1977 (BGB1 I
S. 1763) und der Bayer. Bauordnung (BayBO)i.d. F. der Bek. vom
1. Oktober 1974 (GVBl S. 513) zuletzt geändert durch das 3. Ge-
setz zur Änderung der Bayer. Bauordnung voin 15 April 1977
GVB1 S. 115}

1 . GELTüNGSBERIiICn DES BEBAUUNGSPLANES

§ 9 Abu. 7 und §30 BBciuG Grenze des
Ge ltungs ber e iche s

2. BAUWEISE, ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Das Eauiand ist als allgeraeir.es Wohngebiet (^A) in offener
Bauweise (II) festQesetzfc. Die bauiiche Nutzuno- der Grund-
stücke ist nach § 4 3auNVO festgeleaT..
Räume für Heiiftarfceitf Kanzle-ien, Praxisräuirie dürfen in d. j.e
Wohngebäude eingeplant werden.

Die Pkw-Garacjen sind ausschließj-ich für 'Kfz. der Bev/ohner
des Gebietes vorgesehen.,

Die im Plan darqeH tel 1t" Stellung, Firstrichtung und Lage
der einzelnen Baukörpcr ist verbindlich. Die Baukörper
können nach den Schemaschnitten (E$ bzw. (E+1) für die Wohn-
gebäude gewählt v;erden. Bei (E) sind Walindächer und winkel-
bauten möqlich. Bei. {E-rl) sir-d nur Giebeldächer ohne Winkel-
bauten zuqelassen und bei vor- oder zurückspringenden Ge-
bäudeteilen oder Nischen muß die Ds.chrcrm als Giebeldach

gev;ahrt bleiben.

Wohngebciude: vorhaiidenr bestehend bleibend
neu vorg'cscnen

Betriebsqebäude: vorhanden, bestehend
bleibend

Fläche für Erv/eiterung

Gara<j^!_y.na
Nebencfe.büude: vorhanden, bestehend bleibend

neu vorqesehen
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Bauweise: Erdgeschoß oder

Erdgeschoß + 1 Obergeschoß

Fertighäuser und Gebäude in Fertigbauteilv/eise sind
zugelassen, sov/eit sie den verbindlichen i7'estsetzungen
und Gebäudesclinitten entsprechen.

3. BAULTNIEN B7-.UGREKZEN

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 BBauG Bindende Gebäudeflucht-
linien, neu festgesetzt.

Baugrenzen: Vordere^
seitliche und rück-

wärtige.

Wohngebiet (W7\)

Gewerbegebiet (GE)

Bebaubare Flächen

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 BBa.uG Die Begrenzungslinien dürfen von
der Bebauung i'iicht überschritten
v/erden. Gilt für Kaupt-, Nebenge-
bau de und nicht genehmigungs-
pflichtige Bauten.

Die Abstanäsf lachen v/erdc-"n

gem. Art. 7 Abs. 1 und Art,
107 Abs. 1 Nr. 5 BayE O fest"

gelegt.

4. VERKEHRSFLACHEN

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BBauG Öffentlich befahrbar

Straßenbegrenzungslinien

Stellflächen und Zuführten

zu den Garagen [G7\]
Nebengebäude (N)
Bürgersteig und Gehweg

5. GRÜNFLÄCHEN, BEPFLANZUNG

§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BBauG
Private Grünflächen, geplant
oder bestehend bleibend

Öffentliche Grünflächen

Auf jedem Grundstück sind wenigstens 1
bis 3 standortgemäße Landschaftsbäume
an zupf -l an zen.
Vorhandener Bauiobestand ist' EU erhaltsn.

Die Betriebsgebüude sind mit standorfcge-
mäßen Lc^ndscliaftsbäumen und Sträucliern

einzugrlinen.



BAUGESTALTUNG

Verordnung vom 22. 6. 1961 (GVEl S. 161), § 9 Abs. 4 BBauG
und Art. 107 Abs. 4 BayBOjHöhe der Gebäude über Gelände:
Die Höhe des Erdgeschoß-Fußbodens über Gelände ist aus den
verbindlichen Festsetzunqen der Gebäudeschnitte zu ent-

nelimen. In besonderen Fällen gibt das Landratsamfc die Höhe
an Ort und Stelle an. Das natürliche Gelände darf durch
Auffüllung oder Abtragung nur entsprechend den angegebenen
Geländeschnitten verändert v;erden.

DACHÄUFBAUTEN

Dachaufbauten sind nicht zulässig.

FASSADENGESTALTUNG

a) Wohngebiete (WA)

Alle Haupt" und Nebengebäude sind mit einem ruhigwirkenden
Außenputz zu versGhen. Auffallend gemusterter, modischer
Putz ist nicht zugelassen. Die Verwendung von zu kräfigen,
grellen iind zueinander in unharmoniscriem Gegensatz stehenden
Farben ist unzulässig. Zyklopenmauerwerk und farbicje, glasierte
Kunststeine dürfen an Gebäudefassaden, Sockeln, Pfeilern,
Terrassen und Gartenmauern nicht verwendet werden. Weqe und

Terrassenböden dürfen raifc Kunststeinplatten belegt werden.

Kebcno'ebäude sind außerhalb der durch Baulinien ausqewiesenen

Bauflachen nicht zugelassen. Das gilt auch für nicht genehr.ii-
gungspflichtige Gebäude.

b) Gewerbegebiet

Die Ausführungen unter Wohngebiet gelten auch für das Gewerbe-
gebiet. Bedingt durch die Fertigbauteilv.'eise sind großflächiqe^
WaschbetonplattGnverkleidungen und Sichtmauerwerk mit hellen
Anstrichen zusätzlich zugelassen.
Gemeinde und Landratsamt können auch andere Außenfassadenqe-

staltungeii in ruhiger Form zulassen.

EINFRIEDUNGEN

Höhe einschließlich des Sockels 1, 00 m, Sockelhöhe höchstens
0, 30 m über Gehsteigoberkante, An den öffentlichen Straßen und
Wegen sind zugelassen: Holzzaune, Rauten- oder senkrechte
Lattenzäune. Die Latten sind vor den Stützen vorbeizuiTühren.

Betonierte Briefkastenpfeiler sind gestattet desgl. solche
aus Sandstein, Kalkstein oder P<linkern. Haschendrahtzäune mit
hinterpflanzter, durchv/achsender Hecke sind zugelassen. Sockel
aus gespritztem, gestocktein oder giattgeschaltem Beton sind
zulässig, jedoch keine imitierten Bossenquadersteine aus Beton
Die Fläche zv/ischen den Garaqen und den öffentlichen Verkehrs-

flachen darf nur dann eingefriedet werden, v/enn der Raum swi-
sehen Garagentor und öffentlicher Verkehrsflä.che mehr als
5(00 m. be tr äq t .
Gemeinde und Landrstsamt können auch andere Ausführunqsarten

von Einfriedungen zulassen/ wenn alle Zäune des betreffenden
Straßenraumes einheitlich gestaltet werden.
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HINWEISE

1. ERSCHLIES5UNGSLEITÜNGEN

§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 13 u. 14 BBauG
Elektr. Freiltg. vorh.

Kabel • " '

Wasserlfcg. vorhanden

Abwasserkanal vorh.

2. GRÜNDSTÜCKSGREN ZEN

Alt/ bestehe.na
bleibend

Alt, aufzuheben
Neu, vorgesehen
FlurstücksNr. 672

-^-^-^-^-^-

3. SONSTIGES

Geinarkungsgrenze

Höhenlinie mit Werte über NN
-5o4^

Ebersdorf b. Coburg, 25. Februar 1981
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Gemeinde Ebersdorf b. Coburg
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Friedrich

2. Bürgermeister

Vermerk:

Die vorstehende berichtigte Fassung der "Verbindlichen Fest-
Setzung des Bebauungsplanes" wurde ortsüblich im Amtsblatt
der Gemeinde, dem "Ebersdorfer Wochenblatt" vom 27. 02-1981
Nr. 8 sowie durch Anschlag an die Gemeindetafel bekanntge-
macht.

Ebersdorf b. Coburg, 27. Februar 1981
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1. Bürgermeister


